
Der Wunsch nach mehr gesellschaftlicher Umverteilung zur Bekämpfung der wach-
senden Ungleichheit ist weitverbreitet. Kritiker höherer Spitzensteuersätze argumen-
tieren dagegen, dass mit Steuerhöhungen die Arbeitsbereitschaft von „Leistungs-
trägern“ in der Gesellschaft sinkt, was dann der Wirtschaft insgesamt schadet. Die 
Spitzenverdienerinnen und Spitzenverdiener würden zudem aus Hochsteuerländern 
abwandern und mit ihren Unternehmen weniger investieren. Diese Argumente sind 
aber nicht stichhaltig, wie im Folgenden gezeigt werden soll.
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	 er Spitzensteuersatz für zu versteuernde Einkom-
men oberhalb von 52.882 Euro liegt in Deutschland ge-
genwärtig bei 42%. Seit Einführung der sogenannten 
Reichensteuer im Jahr 2007 werden außerdem Einkom-
men von Unverheirateten, die 250.731 Euro überschrei-
ten, mit einem Steuersatz von 45% belegt.5 

1 Bundesverband der Arbeitgeber, abgerufen am 18.09.2013.  2 Philipp Rösler, Tagesspiegel 31.07.2013.  3 Institut der Deutschen Wirtschaft, abgerufen am 
18.09.2013.  4 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2013): „Gegen eine rückwärtsgewandte Wirtschaftspolitik.“ 
Jahresgutachten 2013/14.  5 Die genannten Einkommensgrenzen gelten für Unverheiratete. Bei Verheirateten liegen die Einkommensgrenzen doppelt so hoch, 
das heißt bei 105.764 Euro bzw. bei 501.462 Euro. Zum jeweiligen Steuersatz kommt noch der Solidaritätszuschlag in Höhe von 5,5 Prozent des Einkommens-
steuerbetrags hinzu.

1989 lag der Spitzensteuersatz in Deutschland noch 
bei 56 Prozent, wurde dann aber in mehreren Schritten 
deutlich abgesenkt. Auch andere westliche Industrielän-
der reduzierten die Spitzensteuersätze in den vergange-
nen Jahrzehnten zum Teil erheblich und folgten damit ei-
nem allgemeinen Trend zur steuerlichen Entlastung von 
Spitzeneinkommen.



2/8

Spitzensteuersätze des Bundes- bzw. Zentralstaats
(Quelle: OECD 2013)
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Der in den OECD-Ländern beobachtbare Trend, den Spit-
zensteuersatz weiter und weiter abzusenken, scheint je-
doch infolge der Finanzkrise vorerst gestoppt zu sein. 
Griechenland, Irland, Portugal, Frankreich und Italien, 
aber auch die USA erhöhten im Zuge der zunehmenden 
öffentlichen Verschuldung erstmals wieder die Spitzen-
steuersätze. Auch in Deutschland rückt der Spitzensteu-
ersatz wieder ins Zentrum einer neuen Gerechtigkeits-
debatte. 
Gegner einer Erhöhung des Spitzensteuersatzes behaup-
ten immer wieder, damit würde eine positive wirtschaft-
liche Entwicklung abgewürgt bzw. eine bestehende Wirt-
schaftskrise verschärft. Dabei wird häufig übersehen, 
dass sich eine wachsende Wirtschaft nicht automatisch 
positiv für alle Einkommensgruppen auswirkt. Zudem 
basiert die Annahme der wachstumshemmenden Wir-
kung höherer Spitzensteuersätze auf einigen unplausi-
blen theoretischen Vermutungen und mangelnden em-
pirischen Belegen.
In der Regel wird argumentiert, dass Spitzensteuersatz-

erhöhungen schädlich für die Wirtschaft sind, weil sie die 
Leistungsanreize für hochqualifizierte Spitzenverdiener 
zerstören, die mit ihrer hohen Produktivität entscheidend 
zum Wirtschaftswachstum beitragen (vgl. z.B. Sachver-
ständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung 2013, S. 345). Dieses Argument wird 
auf unterschiedlichen Ebenen hergeleitet.

Erstens wird unterstellt, dass Spitzenverdienerinnen 
und Spitzenverdiener als Reaktion auf Steuererhöhun-
gen ihre Arbeitszeit reduzieren. Studien belegen aber 
in der Regel, dass die geleisteten Arbeitsstunden nur in 
äußerst geringem Umfang angepasst werden, wenn sich 
der Steuersatz ändert (Evers et al. 2008). Häufig wird 
nämlich übersehen, dass die Arbeitszeit ohnehin gewis-
sen (natürlichen) Grenzen unterliegt und Spitzenverdie-
ner diese auch nicht beliebig reduzieren können, wenn 
sie nicht ihre Aufstiegschancen gefährden wollen. 

Zweitens wird behauptet, dass mit Steuererhöhungen 
die Arbeitsanstrengungen der Spitzenverdiener zurück-
gehen, sodass dadurch schließlich auch die gesamtwirt-
schaftliche Leistung eines Landes sinkt (sogenannter 
Laffer-Kurven-Effekt; vgl. Laffer 2004). In der Regel be-
ruhen diese Theorien aber auf der Annahme, dass sich 
Löhne stets genau an der Produktivität der Beschäftigten 
orientieren. Dabei lässt sich durchaus bezweifeln, dass 
die exorbitanten Gehälter von Spitzenmanagern, – wie 
etwa den Vorstandsvorsitzenden (CEOs) – tatsächlich 
ihre Produktivität widerspiegeln. Ist ein Spitzenmanager 
tatsächlich 150 Mal so produktiv wie ein Fließbandarbei-
ter? Ein gewisser Teil ihres Gehalts lässt sich nämlich 
auch mit größerer Verhandlungsmacht gegenüber dem 
entsprechenden Unternehmen erklären. Piketty et al. 
(2014) weisen darauf hin, dass höhere Löhne für einzel-
ne (hochrangige) Beschäftigte auch auf Kosten der übri-
gen Beschäftigten durchgesetzt werden.

Ein Teil der Vergütung der Spitzenmanager stellt dem-
nach eine „ökonomische Rente“ bzw. ein „Zubrot“ dar, 
das sie aufgrund ihrer Marktmacht erzielen (Bebchuk/
Fried 2004) und nicht – wie häufig unterstellt – dadurch, 
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dass diese sehr viel produktiver sind. Sind aber Mana-
gervergütungen zu einem relevanten Teil „ökonomische 
Renten“, so hat es auch auf die Produktivität eines Un-
ternehmens keine negativen Effekte, wenn der Staat 
sie besteuert. Im Gegenteil, es liegt sogar ein Markt-
versagen vor, das eine Erhöhung des Spitzensteuersat-
zes ausdrücklich rechtfertigen würde.6 Auf dieser Basis 
berechnen Piketty et al. (2014) einen optimalen Spit-
zensteuersatz für die USA, der weit über dem jetzigen 
Spitzensteuersatz liegt. 

Auch für Deutschland ermitteln die Wirtschaftswissen-
schaftler Hermle/Peichl (2013) optimale Spitzensteuer-
sätze, die über dem jetzigen Niveau liegen. Bach/Haan 
(2011) weisen darauf hin, dass sich die Besteuerung 
auch bei Angestellten mit Spitzengehältern kaum auf die 
Arbeitsanreize bzw. die Produktivität auswirkt und somit 
eine Erhöhung des deutschen Spitzensteuersatzes öko-
nomisch unbedenklich wäre.

Ein zweites Argument ist, dass Spitzenverdienerinnen 
und Spitzenverdiener ihren Wohnsitz in ein anderes Land 
verlegen würden, um Steuern zu sparen. Obwohl promi-
nente Einzelfälle in den Medien ausgiebig diskutiert wer-
den (Franz Beckenbauer, Gerard Depardieu u.a.), gibt es 
keine empirischen Hinweise dafür, dass es sich hierbei 
um ein Massenphänomen handelt.

Zu den wenigen existierenden Studien gehört die Unter-
suchung von Kleven et al. (2010), die die Mobilität von 
Spitzen-Fußballspielern zwischen 13 EU-Ländern und der 

Schweiz seit 1985 im Hinblick darauf analysiert haben, 
wie stark die Wahl des Wohnsitzes mit dem jeweiligen 
Spitzensteuersatz zusammenhängt. Sie weisen zunächst 
darauf hin, dass der Arbeitsmarkt für Fußballer durch 
eine relativ hohe internationale Mobilität gekennzeichnet 
ist, sodass ihre Ergebnisse wahrscheinlich die maximale 
Zahl möglicher Abwanderungen von Spitzenverdienerin-
nen und Spitzenverdienern wiedergeben. 
Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass der Spitzensteu-
ersatz insgesamt keine entscheidende Rolle bei der Wahl 
des Wohnsitzes spielt. Zwar verringert sich die Anzahl 
der ausländischen Spieler im Land um 1%, wenn ihr 
Nettoeinkommen um 1% sinkt. Die Anzahl einheimi-
scher Spieler reduziert sich hingegen nur um 0,15%. Im 
Durchschnitt spielen 90% der Fußballer in ihrem Her-
kunftsland trotz oder ungeachtet der jeweiligen Steuer-
sätze. Da der Anteil international mobiler Profi-Fußballer 
relativ gering ist, schätzen die Autoren einen optimalen 
Spitzensteuersatz von ungefähr 80% (!).

Auch in den USA ist die Steuerpolitik nicht maßgeblich 
für die Wahl des Wohnorts (Thompson 2011, S. 5). Laut 
einer Erhebung des U.S.-amerikanischen Statistikamtes 
sind vor allem Faktoren wie der Arbeitsplatz, gute Wohn-
möglichkeiten und ein familienfreundliches Umfeld für 
die Wohnortwahl entscheidend. Auch im Fall der Erhö-
hung der Millionärssteuer um 2,6 Prozentpunkte im Bun-
desstaat New Jersey, die vor allem reiche und als sehr 
mobil geltende Haushalte getroffen hat, ließ sich kein 
signifikanter Anstieg der Abwanderungen in benachbarte 
Bundestaaten feststellen (Young/Varner 2011).

6 Renten bewirken eine Einkommensumverteilung zu Lasten anderer Einkommensbezieher und bewirken einen gesamtwirtschaftlichen Nettowohlfahrtsverlust. 
Eine ökonomische Rente kann gekürzt werden, ohne dass dadurch eine Verminderung des Angebots des Produktionsfaktors resultiert, sodass Output und Wohl-
fahrt hierdurch nicht zurückgehen würden. Im Gegenteil würden dadurch sogar Ineffizienzen beseitigt sowie Produktivität und Wohlfahrt des Systems erhöht 
werden (Bivens/Mishel 2013).
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Da in Deutschland ein Großteil der Unternehmen Perso-
nenunternehmen (KG, OHG, GbR) sind, unterliegen ihre 
Gewinne nicht der Körperschaftsteuer, sondern der per-
sönlichen Einkommensteuer. 
Gegner höherer Spitzensteuersätze befürchten neben 
den bereits diskutierten negativen Anreizeffekten für 
Spitzenverdiener, dass eine höhere Belastung der Ge-
winne im Unternehmen auch deren Investitionsbereit-
schaft reduziert. 
In gewisser Weise ist es erstaunlich, dass in der Debat-
te um eine Erhöhung der Spitzensteuer häufig das Ende 
des deutschen Mittelstands an die Wand gemalt wird. 
Immerhin hat sich die Wirtschaftsstruktur mit dem her-
ausragenden Gewicht von Personenunternehmen gerade 
in einem Land mit historisch stets relativ hohen Spitzen-
steuersätzen herausgebildet. Dennoch sollten mögliche 
Effekte des Spitzensteuersatzes auf die Investitionsbe-
reitschaft untersucht werden.
In der ökonomischen Theorie werden je nach Denkschule 
unterschiedliche Faktoren betont. So wird die Höhe der 
Investitionen entweder mit der zu erwartenden Rendite, 
mit der Verfügbarkeit von Eigenkapital im Unternehmen 
oder mit dem Umsatz der vorangegangen Jahre bzw. der 
Kapazitätsauslastung und den Absatzerwartungen er-
klärt (Musgrave/Musgrave 1989). 

Untersuchungen über die Auswirkungen von Steuersen-
kungen in den USA ergaben beispielsweise, dass 79% 
der Unternehmerinnen und Unternehmer, die vor der 
Steuersenkung keine Investitionen tätigten, auch da-
nach nicht investierten (Caroll et al. 1998). Dass die Be-
reitschaft zu investieren damals leicht gestiegen ist, liegt 
vermutlich allein daran, dass die Volkswirtschaft insge-
samt gewachsen ist. Ob bzw. in welchem Ausmaß Steu-
ersenkungen hierfür eine Rolle gespielt haben, ist unklar.

Hinzu kommt ein weiterer Aspekt: Von einer Erhöhung 
des Spitzensteuersatzes ist stets nur ein Teil der Unter-
nehmerinnen und Unternehmer betroffen. So stellt sich 
die Frage, wie relevant mögliche Auswirkungen in Rela-
tion zu den Investitionen der Unternehmen insgesamt 
sind. 

In der U.S.-amerikanischen Studie für das Jahr 1985 un-
terlag nur ein verschwindend geringer Teil der Unterneh-
mer dem Spitzensteuersatz (ebenda). Dieser Anteil dürf-
te heute sowohl in den USA als auch in Deutschland zwar 
um einiges größer sein. Doch obwohl Gegner höherer 
Spitzensteuersätze vehement auf die negativen Effekte 
für den Mittelstand hinweisen, werden selten belastbare 
Daten angegeben, aus denen die Anzahl der betroffenen 
Mittelständler oder das Ausmaß der zu erwartenden In-
vestitionsverluste hervorgehen.

Laut der Einkommensteuerstatistik des Statistischen 
Bundesamtes erreichten 2007 etwa 12,5 Prozent der 
Steuerpflichtigen mit Einkommen aus einem Gewerbe-
betrieb (195.297 Personen) ein zu versteuerndes Ein-
kommen von 50.000 Euro und mehr. Nur 4,7 Prozent 
(74.357 Personen) wiesen ein zu versteuerndes Gewer-
beeinkommen von 100.000 Euro und mehr auf. Die An-
zahl der betroffenen Gewerbetreibenden dürfte also um 
einiges kleiner sein, als die Gegner höherer Spitzensteu-
ersätze behaupten.
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Außerdem gibt es bereits verschiedene Regelungen im 
Steuersystem, die gewerbliche Einkünfte steuerlich be-
günstigen. So können sich Personenunternehmen seit 
2001 die Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer-
schuld anrechnen lassen. 2008 wurde zusätzlich noch 
die Besteuerung von einbehaltenen Gewinnen auf das 
Niveau der Körperschaftsteuer begrenzt. 
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In den 1990er Jahren wurde eine Regelung für gewerb-
liche Einkünfte in Deutschland eingeführt, die kleine und 
mittlere Unternehmen steuerlich entlasten sollte, indem 
der Spitzensteuersatz für Gewerbetreibende ab einer 
bestimmten Einkommensschwelle von 53% auf 47% 
(1994), dann 45% (1999) gekappt wurde. Basierend auf 
Daten der Jahre 1984-2001 überprüften Fossen/Steiner 
(2006), ob diese Steuerreform dazu geführt hat, dass 
der Grad der Selbständigkeit in Deutschland zugenom-
men hat. Es konnte jedoch kein messbarer Effekt auf die 
Anzahl der Selbstständigen festgestellt werden (ebenda, 
S. 36). 

Insgesamt scheint der Spitzensteuersatz entgegen der 
regelmäßig vorgetragenen Behauptungen wenig Einfluss 
auf das Unternehmertum in Deutschland zu haben. Dass 
mittelständische Unternehmen trotz guter Geschäfte und 
sprudelnder Gewinne zurzeit massiv Ersparnisse horten 
anstatt Realinvestitionen zu tätigen, hängt laut einer 
Studie der Fachhochschule des Mittelstandes (2013) 
im Auftrag der Commerzbank hauptsächlich mit der als 
wirtschaftlich unsicher empfundenen Zukunft zusam-
men. Im allgemeinen Aufruhr um den Spitzensteuersatz 
sollten die entscheidenden Bedingungen für Investitio-
nen, nämlich wirtschaftliche Stabilität und positive Ab-
satzerwartungen, nicht vergessen werden. Zu beidem 
kann die solide Finanzierung öffentlicher Ausgaben und 
Investitionen positiv beitragen.

Selbst wenn sich herausstellt, dass Maßnahmen, die auf 
eine stärkere Umverteilung zielen, vereinzelt negative 
Auswirkungen haben, wird von den Gegnern höherer 
Spitzensteuersätze meistens übersehen, dass zusätz-
liche Steuereinnahmen sich auch positiv auf die Wirt-
schaft auswirken können, wenn mit ihnen zusätzliche 
öffentliche Investitionen finanziert werden.

Im internationalen Vergleich (OECD 1960-2009) gibt es 
keine Anhaltspunkte dafür, dass Länder, deren Politik 
von starken Spitzensteuersatzsenkungen gekennzeich-
net war (USA, Großbritannien), höhere Wachstumsraten 
haben als Länder mit relativ geringen Spitzensteuersatz-
senkungen (Frankreich, Deutschland) (siehe Abbildung 
3). Demgegenüber gibt es einen starken Zusammenhang 
zwischen der Senkung der Spitzensteuersätze und dem 
Wohlstand des reichsten Prozents der Einkommensbe-
zieher (siehe Abbildung 4). Vor allem in Großbritannien 
und den USA mit den deutlichsten Spitzensteuersatzsen-
kungen stieg zwar der Einkommensanteil der reichsten 
Personen. Gesamtwirtschaftlich spiegelte sich dies je-
doch nicht in höheren Wachstumsraten wider (Piketty et 
al. 2014). Die beiden Abbildungen dokumentieren, dass 
Spitzensteuersätze offensichtlich eine geringe Rolle für 
die Wachstumsraten einer Volkswirtschaft spielen, aller-
dings starke Auswirkungen auf den Reichtum Einzelner 
haben.
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1960/64 bis 2006/10. (Quelle: Piketty et al. 2014, S. 256) 

Veränderungen der Spitzensteuersätze und des Einkommens-
anteils der obersten 1% 1960/64 bis 2005/09. 
(Quelle: Piketty et al. 2014, S. 254)
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Erläuterung: Die Abbildung zeigt den Zusammenhang zwischen dem 
Wachstum des BIP pro Kopf (bereinigt um die Ausgangswerte von 1960) 
und der Veränderung der Steuersätze. So hat beispielsweise das Vereinigte 
Königreich seit 1960 seinen Spitzensteuersatz um fast 50 Prozentpunkte 
gesenkt und ein durchschnittliches jährliches Wachstum des BIP pro Kopf 
von etwa 2,4 Prozent erzielt. Demgegenüber haben Länder wie Dänemark, 
Spanien und Deutschland ihre Spitzensteuersätze seit 1960 nur um weni-
ge Prozentpunkte verändert und weisen ein vergleichbares Wachstum auf. 
Würde ein starker (negativer) Zusammenhang zwischen beiden Variablen 
bestehen, müssten die Punkte sich von links oben nach rechts unten an-
ordnen.

Erläuterung: Die Abbildung zeigt den Zusammenhang zwischen der Ver-
änderung der Spitzensteuersätze und der Veränderung des Einkommens-
anteils der reichsten 1 Prozent seit 1960. Die Datenpunkte liegen nähe-
rungsweise auf einer Linie von links oben nach rechts unten. Das heißt, in 
Ländern, in denen der Spitzensteuersatz besonders stark gesenkt wurde, 
hat auch das Einkommen des obersten 1 Prozents besonders stark zuge-
nommen und umgekehrt.

Bei genauem Hinsehen stellen sich die zentralen Argu-
mente gegen eine Erhöhung des Spitzensteuersatzes als 
wenig fundiert heraus: Für die Annahme, Spitzenverdie-
nerinnen und Spitzenverdiener würden ihr Arbeitsange-
bot reduzieren oder das Land verlassen, gibt es kaum 
empirisch haltbare Belege. Der Einwand, höhere Spit-
zensteuersätze würden sich negativ auf die Arbeitsan-
strengungen der Spitzenverdienerinnen und Spitzenver-
diener auswirken und dadurch die gesamtwirtschaftliche 
Leistung reduzieren, basiert auf der fragwürdigen An-
nahme, dass extrem hohe Gehälter eine gleich hohe 
individuelle Produktivität widerspiegeln. Dabei ist es 
durchaus denkbar, dass Spitzenverdiener aufgrund ihrer 
größeren Verhandlungsmacht ihre Verdienste auf Kosten 
der Einkommen der übrigen Beschäftigten durchsetzen 
können (sogenanntes Rent-Seeking). In diesem Fall 
könnte staatliche Umverteilung die gesamtwirtschaftli-
che Effizienz steigern.

Obwohl kaum belastbare Daten existieren, die einen Zu-
sammenhang zwischen Spitzensteuersatz und dem In-
vestitionsverhalten von Personenunternehmen belegen, 
wurden bereits steuerliche Vergünstigungen für Gewer-
betreibende eingeführt, um unternehmerische Aktivitä-
ten zu fördern. Zudem zeigt eine genauere Betrachtung 
der Verteilung der Gewerbeeinkünfte, dass weit weniger 
Gewerbetreibende von einer Erhöhung des Spitzensteu-
ersatzes betroffen wären als häufig suggeriert wird. 

Insgesamt erweisen sich Behauptungen bezüglich der 
von einem höheren Spitzensteuersatz ausgehenden 
negativen ökonomischen Effekte als wenig stichhaltig. 
Dies gilt vor allem vor dem Hintergrund der Tatsache, 
dass sich die Besteuerung von Spitzeneinkommen in den 
reichen Industrienationen historisch eher uneinheitlich 
entwickelt hat und sich dies nicht in entsprechend unter-
schiedlichen Wachstumspfaden niedergeschlagen hat  . 
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